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Einleitung 

A. Einführung 
A. Einführung 

Das Gesellschaftsrecht hat in den vergangenen Jahren tiefgreifende Ände-
rungen erfahren. Das gilt nicht nur für die Frage des Zuzugs und Wegzugs 
von (Scheinauslands-)Gesellschaften1, sondern auch für den Bereich des 
Verschmelzungsrechts. Während bis zur Entscheidung des EuGH in der 
Rechtssache SEVIC2 nach überwiegender Ansicht3 grenzüberschreitende 
Verschmelzungen auf der Grundlage des Umwandlungsgesetzes4 nicht 
möglich waren, stellt sich nunmehr die Frage, inwieweit das nationale Ge-
sellschaftsrecht zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit verpflichtet 
ist, grenzüberschreitende Verschmelzungen zu ermöglichen. Gegenwärtig 
herrscht hierüber noch keine Einigkeit.5 Auch die Frage der dabei anzu-
                                                 

1 Maßgeblich beeinflusst wurde das europäische Gesellschaftsrecht durch die Ent-
scheidungen EuGH v. 27.09.1988, Rs. C-81/87, Slg. 1988, 5483 Daily Mail; EuGH v. 
09.03.1999, Rs. C-212/97, Slg. 1999, I-1459 Centros; EuGH v. 05.11.2002, Rs. C-
208/00, Slg. 2000, I-9919 Überseering, EuGH v. 20.09.2003, Rs. C-167/01 Inspire Art; 
EuGH v. 16.12.2008 – Rs. C-210/06 – Cartesio, abgedruckt in GmbHR 2009, 86 ff. mit 
Anmerkung Meilicke. 

2 EuGH v. 13.12.2005, Rs. C-411/03 SEVIC Systems AG, NJW 2006, 425 ff.; Der 
EuGH stellt in dieser Entscheidung fest, dass es mit der Niederlassungsfreiheit gem. Artt. 
43, 48 EG nicht vereinbar sei, dass in einem Mitgliedstaat der EU die Eintragung grenz-
überschreitender Verschmelzungen in das Handelsregister generell verweigert werde, 
wenn die Eintragung einer Verschmelzung unter Beteiligung ausschließlich inländischer 
Gesellschaften möglich sei. Das Urteil betraf die Verschmelzung einer luxemburgischen 
SA auf eine deutsche AG. Zum Vorlagebeschluss des OLG Koblenz siehe: OLG Koblenz 
v. 16.09.2003, 4 HK.T 1/03, DB 2003, 2428 f. 

3 Heckschen, in: Widmann/Mayer, § 1, Rz. 206 ff., 212 ff.; Semler/Stengel, in: Sem-
ler/Stengel, Einleitung A, Rz. 110 ff.; Schaumburg, GmbHR 1996, 501 ff; Dötsch, BB 
1998, 1029 f. 

4 Ganske, WM 1993, 1117, 1120; Rixen/Böttcher, GmbHR 1993, 572; Neye, ZIP 
1994, 917, 919; Großfeld, AG 1996, 302; Picot/Land, DB 1998, 1601, 1607; Hoffmann, 
NZG 1999, 1077, 1079. 

5 Da sich die Entscheidung des EuGH auf die Verschmelzungskonstellation der sog. 
Hineinverschmelzung bezieht, wird im Schrifttum teilweise davon ausgegangen, dass 
eine Hinausverschmelzung weiterhin durch zwingende Gründe des Allgemeininteresses 
eingeschränkt werden kann, also etwa aus Gründen des Schutzes der Interessen der Gläu-
biger, Minderheitengesellschafter und Arbeitnehmer. Vgl. etwa Forsthoff, DStR 2006, 


